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2. Planungsrecht  

2.1  Aufgrund der Lage des Plangebietes soll die Aufstellung des Bebauungsplanes im beschleunigten Ver-
fahren nach § 13b BauGB erfolgen. Der Flächennutzungsplan ist im Zuge dessen zu berichtigen. 

2.2  Die bisher geplante Nutzung, im östlichen Bereich des zu überplanenden Gebietes, als Wohnmobilstell-
plätze bzw. öffentliche Parkplätze fällt nicht in die Wohnnutzung gem. § 13b BauGB und ist daher nicht 
zulässig. Es besteht jedoch die Möglichkeit, in diesem Gebiet z.B. private Stellplätze festzusetzen, welche 
dem Bauquartier dienen. Die Gemeinde Horgenzell könnte sich demnach auch vorstellen, dass Parkplätze 
für die geplanten Seniorenwohnungen oder auch ein Spielplatz an dieser Stelle entstehen könnten. 

2.3  Des Weiteren sollten die Festsetzungen zu Grünflächen eher eingegrenzt werden. Demnach sollte sich die 
Gemeinde Horgenzell für den westlichen Bereich, in dem Retentionsmulden vorgesehen sind, für eine 
flächensparende Alternative entscheiden. 

2.4  Im Rahmen der Abwägung ist darzulegen, dass keine anderen Flächen im Ortsteil Horgenzell zur Verfü-
gung stehen (siehe Stellungnahme vom Regierungspräsidium Tübingen). 

 
3. Immissionsschutz 

3.1  Auf das Plangebiet wirken die Sportlärm-Immissionen der östlich gelegenen Sportanlagen ein. Im Rah-
men des Bauleitplanverfahrens zum Bebauungsplan "Häldele" wurde eine schalltechnische Untersu-
chung der Sportlärm-Immissionen gemäß 18. BImSchV (Sportanlagenlärmschutzverordnung) durchge-
führt (Gutachten vom 16.11.2010). Hierbei zeigten sich Überschreitungen der Immissionsrichtwerte ins-
besondere in der abendlichen Ruhezeit von 20:00 bis 22:00 Uhr. Als Konfliktlösung wurde der Über-
schreitungsbereich von Wohnbebauung freigehalten. Auch die aktuellen Planungen sehen vor, den Über-
schreitungsbereich der Immissionsrichtwerte (interpoliert auf Basis des Gutachtens vom 16.11.2010) 
von Wohnbebauung freizuhalten, um Nutzungskonflikte mit den Sportanlagen zu vermeiden. 

3.2  Durch die Novellierung der 18. BImSchV vom 01.07.2017 ergeben sich für die abendlichen Ruhezeiten 
um 5 dB(A) höhere Immissionsrichtwerte im Vergleich zur Beurteilung von 2010. Dies führt zu einer 
erheblichen Entschärfung der Konfliktlage. Um dennoch eine im Sinne des Konfliktbewältigungsgebotes 
möglichst sichere Lösung zu erzielen, sollen auch bei den vorliegenden Planungen dieselben Schutzab-
stände zwischen der Wohnbebauung und den Sportanlagen wie beim Bebauungsplan "Häldele" einge-
halten werden. Selbst bei einer mäßigen Ausweitung der Nutzungen der Sportanlagen ist nicht mit einer 
Vergrößerung des Konfliktbereiches zu rechnen.  

3.3  Die aktuelle betriebliche Situation ist mit dem Betreiber der Sportanlagen abzustimmen. Sofern keine 
erhebliche Ausweitung der Nutzungen der Sportanlagen im Vergleich zur schalltechnischen Untersuchung 
aus dem Jahr 2010 vorliegt, kann auf die erneute Durchführung einer schalltechnischen Untersuchung 
verzichtet werden.  
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3  Hinweise, Anregungen oder Bedenken 
 
 
Geotechnik 
 
Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungsverfahren des LGRB als Träger öffent-
licher Belange keine fachtechnische Prüfung vorgelegter Gutachten oder von Auszügen 
daraus erfolgt. Sofern für das Plangebiet ein ingenieurgeologisches Übersichtsgutachten, 
Baugrundgutachten oder geotechnischer Bericht vorliegt, liegen die darin getroffenen 
Aussagen im Verantwortungsbereich des gutachtenden Ingenieurbüros. 
 
Andernfalls empfiehlt das LGRB die Übernahme der folgenden geotechnischen Hinweise 
in den Bebauungsplan: 
 
Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB vorhandenen Geodaten im 
Verbreitungsbereich von Sedimenten der Tettnang-Subformation von unbekannter Mäch-
tigkeit. 
 
Mit einem oberflächennahen saisonalen Schwinden (bei Austrocknung) und Quellen (bei 
Wiederbefeuchtung) des tonigen/tonig-schluffigen Verwitterungsbodens ist zu rechnen. 
 
In Anbetracht der Größe des Plangebietes geht das LGRB davon aus, dass eine ingeni-
eurgeologische Übersichtsbegutachtung durch ein privates Ingenieurbüro durchgeführt 
wurde/wird. Darin sollten die generellen Baugrundverhältnisse untersucht sowie allgemei-
ne Empfehlungen zur Erschließung und Bebauung abgegeben werden. Ferner sollten 
darin die Notwendigkeit und der Umfang objektbezogener Baugrundgutachten gemäß DIN 
EN 1997-2 bzw. DIN 4020 beschrieben werden. 
 
 
Boden 
 
Zur Planung sind aus bodenkundlicher Sicht keine Hinweise, Anregungen oder Bedenken 
vorzutragen. 
 
 
Mineralische Rohstoffe 
 
Zum Planungsvorhaben sind aus rohstoffgeologischer Sicht keine Hinweise, Anregungen 
oder Bedenken vorzubringen. 
 
 
Grundwasser 
 
Zum Planungsvorhaben sind aus hydrogeologischer Sicht keine Hinweise, Anregungen 
oder Bedenken vorzubringen. 
 
 
Bergbau 
 
Die Planung liegt nicht in einem aktuellen Bergbaugebiet. 
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I. Raumordnung 
 
Die Gemeinde Horgenzell beabsichtigt im Südwesten von Horgenzell ein ca. 5,11 ha 
großes, im rechtswirksamen Flächennutzungsplan als Fläche für die Landwirtschaft 
dargestelltes Gebiet im beschleunigten Verfahren nach § 13b BauGB zu überplanen, 
um hier ein neues allgemeines Wohngebiet auszuweisen.  
 
Auf die Flächenbegrenzung in § 13b BauGB wird hingewiesen. 
Ferner weisen wir darauf hin, dass das beschleunigte Verfahren nach § 13b BauGB 
für Bebauungspläne, durch die Zulässigkeit von Wohnnutzungen begründet wird, ge-
dacht ist. Die Schaffung von Wohnmobilstellplätzen oder öffentlichen PKW-
Stellplätzen wird daher kritisch gesehen. 
 
 
 
 
II. Landwirtschaft 
 
Aus landwirtschaftlich fachlicher Sicht bestehen Bedenken gegenüber der oben ge-
nannten Planung, da hier hochwertige landwirtschaftliche Flächen (Vorrangflur Stufe 
I) im Umfang von mehr als 5 ha umgewidmet und damit dauerhaft der produktiven 
Landwirtschaft entzogen werden. Es handelt sich um einen einzelnen einheitlich be-
wirtschafteten Grünlandschlag. Im Flächennutzungsplan sind die Flächen als Fläche 
für die Landwirtschaft dargestellt.  
Bei Flächen der Vorrangflur Stufe I handelt es sich um besonders landbauwürdige 
Flächen (gute bis sehr gute Böden) mit geringer Hangneigung und Flächen, die we-
gen der ökonomischen Standortgunst (Erschließung, Schlaggröße…) für den ökono-
mischen Landbau unverzichtbar, und der landwirtschaftlichen Nutzung vorzubehalten 
sind. Umwidmungen, z.B. als Bauland müssen ausgeschlossen bleiben. 
Zur ordnungsgemäßen Berücksichtigung agrarstruktureller Belange im Rahmen einer 
Abwägung ist es aus landwirtschaftlich fachlicher Sicht erforderlich, dass zunächst 
geprüft wird, ob die Inanspruchnahme entsprechend landbauwürdiger Flächen im 
vorgesehenen Umfang erforderlich ist, bzw. ob ggfs. an anderer Stelle Flächen vor-
handen sind, die agrarstrukturelle Belange besser berücksichtigen. 
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https://www.lubw.baden-wuerttemberg.de/natur-und-landschaft/map-endfassungen-uebersicht/-/document_library_display/prdUzm8TLK80/view/460533?_110_INSTANCE_prdUzm8TLK80_redirect=https%3A%2F%2Fwww.lubw.baden-wuerttemberg.de%3A443%2Fnatur-und-landschaft%2Fmap-endfassungen-uebersicht%2F-%2Fdocument_library_display%2FprdUzm8TLK80%2Fview%2F460524
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http://www4.lubw.baden-wuerttemberg.de/servlet/is/261161/


http://um.baden-wuerttemberg.de/de/umwelt-natur/schutz-natuerlicher-lebensgrundlagen/wasser/starkregen/
http://um.baden-wuerttemberg.de/de/umwelt-natur/schutz-natuerlicher-lebensgrundlagen/wasser/starkregen/
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Bei der Aufstellung des Bebauungsplans sind die Belange der Wasserversorgung zu berücksich-
tigen (§ 1 Abs. 6 Ziff. 8e Baugesetzbuch (BauGB)). Diese sind dann hinreichend berücksichtigt, 
wenn die Gebäude an eine auf Dauer gesicherte, einwandfreie öffentliche Wasserversorgung 
angeschlossen werden. 

In der Begründung zum Bebauungsplan ist die wasserversorgungstechnische Erschließung des 
Baugebietes kurz darzustellen. 

2. Bedenken und Anregungen  

Falls Grundwasserbenutzungen (Entnehmen, Zutagefördern, Zutageleiten, Ableiten, Aufstauen, 
Absenken und Umleiten von Grundwasser) notwendig werden, ist die nach den Umständen er-
forderliche Sorgfalt anzuwenden, um eine Verunreinigung des Grundwassers oder eine sonstige 
nachteilige Veränderung seiner Eigenschaften zu vermeiden. 

Drainagen im Grundwasserbereich, sowie Sickerschächte sind grundsätzlich nicht zulässig. 

3. Hinweise 

Wir bitten im Bebauungsplan folgende Hinweise mit aufzunehmen: 

Grundwasserbenutzungen bedürfen in der Regel einer wasserrechtlichen Erlaubnis gem. §§ 
8,9,10 Wasserhaushaltsgesetz (WHG). 

Diese ist bei der Unteren Wasserbehörde beim Landratsamt Ravensburg zu beantragen. Die für 
das Erlaubnisverfahren notwendigen Antragsunterlagen müssen nach § 86 Absatz 2 WG von 
einem hierzu befähigten Sachverständigen gefertigt und unterzeichnet werden. Ein Formblatt 
über die notwendigen Unterlagen ist bei der Unteren Wasserbehörde erhältlich.  

Eine Erlaubnis für das Zutagefördern und Zutageleiten von Grundwasser zur Trockenhaltung 
einer Baugrube kann grundsätzlich nur vorübergehend erteilt werden. 

Die unvorhergesehene Erschließung von Grundwasser hat der Unternehmer gem.  

§ 49 Absatz 2 WHG bei der Unteren Wasserbehörde des Landratsamtes unverzüglich anzuzei-
gen. Die Untere Wasserbehörde trifft die erforderlichen Anordnungen. 
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